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3 7 . Verordnung: Ergänzung der Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977

38. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Durchführung der Arbeitslosenversicherung
im Zollausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg

39. Verordnung: Verständigung der Arbeitsämter bei Verringerung des Beschäftigtenstandes
40. Verordnung: Änderung der Arbeiterkammer-Wahlordnung

4 1 . Verordnung: Aufwand für den Krankentransport und die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen

4 2 . Verordnung: Besorgung der Buchhaltungsaufgaben des Bundesministeriums für Justiz und des
Obersten Gerichtshofes

3 7 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 30. Dezember 1978,
mit der die Lohnklassentabelle im Arbeits-
losenversicherungsgesetz 1977 ergänzt wird

Auf Grund des § 21 Abs. 4 des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, wird
verordnet:

Artikel I

Die Lohnklassentabelle im § 21 Abs. 3 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl.
Nr. 609, ergänzt durch die Verordnung des Bun-
desministers für soziale Verwaltung vom 30. De-
zember 1977, BGBl. Nr. 55/1978, mit der die
Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungs-
gesetz 1977 ergänzt wird, hat ab Lohnklasse 43
wie folgt zu lauten:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1979 in
Kraft.

Weißenberg
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3 8 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 30. Dezember 1978,
mit der die Verordnung über die Durchfüh-
rung der Arbeitslosenversicherung im Zoll-
ausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und

Mittelberg geändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 30. Dezember 1977,
BGBl. Nr. 56/1978, über die Durchführung der
Arbeitslosenversicherung im Zollausschlußgebiete
der Gemeinden Jungholz und Mittelberg in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 462/1978
wird wie folgt geändert:

1. Die Lohnklassentabelle im § 1 hat ab Lohn-
klasse 43 wie folgt zu lauten:

2. § 2 hat zu lauten:
„§ 2. Der Familienzuschlag beträgt pro zu-

schlagsberechtigte Person (§ 20 Abs. 2 des Ar-
beitslosenversicherungsgesetzes 1977) DM 90,—
monatlich."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1979 in
Kraft.

Weißenberg

3 9 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 19. Jänner 1979
über die Verständigung der Arbeitsämter bei

Verringerung des Beschäftigtenstandes

Auf Grund des § 45 a des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 388/1976
wird verordnet:

§ 1. Die Verordnung erfaßt nach Maßgabe
des § 2 Abs. 1 alle Dienstgeber aus dem Bereich
der Sektionen Gewerbe und Industrie der Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft gemäß
§§ 1 und 2 des Anhanges zur Fachgruppen-
ordnung, BGBl. Nr. 223/1947.

§ 2. (1) Die im § 1 genannten Dienstgeber
haben das nach dem Standort ihres Betriebes zu-
ständige Arbeitsamt durch schriftliche Anzeige
zu verständigen, bevor sie den Beschäftigtenstand

1. in Betrieben mit in der Regel mindestens
100 Dienstnehmern um mindestens 5 v. H.
und

2. in Betrieben mit in der Regel mindestens
1000 Dienstnehmern um mindestens
50 Dienstnehmer

innerhalb von vier Wochen verringern.

(2) Die Verringerung des Beschäftigtenstandes
ist zumindest vier Wochen vor Ausspruch der
ersten innerhalb der Frist des Abs. 1 erfolgenden
Kündigung anzuzeigen, jedenfalls aber gleich-
zeitig mit der Verständigung des Betriebsrates,
wenn dieser zu einem früheren Zeitpunkt ver-
ständigt wird.

(3) Die Anzeige nach Abs. 1 soll die Angaben
über die Struktur der von der beabsichtigten
Kündigung betroffenen Dienstnehmer, wie Alter,
Geschlecht und berufliche Verwendung, enthal-
ten.

§ 3. (1) Diese Verordnung ist auf Kündigungen
anzuwenden, die in der Zeit von vier Wochen
nach Ablauf des Tages der Kundmachung dieser
Verordnung bis zum 31. Dezember 1980 ausge-
sprochen werden sollen.

(2) Die Verständigungspflicht gemäß § 2 Abs. 1
und 3 besteht weiters für bereits ausgesprochene
Kündigungen, die nach Kundmachung dieser Ver-
ordnung zu einer Verringerung des Beschäftig-
tenstandes führen und für innerhalb von vier
Wochen nach Kundmachung dieser Verordnung
auszusprechende Kündigungen.

Weißenberg
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4 0 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 24. Jänner 1979, mit
der die Arbeiterkammer-Wahlordnung ge-

ändert wird

Auf Grund der §§ 7 bis 11 a, 31, 33 bis 34 a
des Arbeiterkammergesetzes, BGBl. Nr. 105/1954,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 25/
1969, 5/1971, 380/1973, 622/1977 und 519/1978
wird verordnet:

Die Arbeiterkammer-Wahlordnung, BGBl.
Nr. 119/1969, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 616/1973 und 325/1978 wird abge-
ändert wie folgt:

1. Der § 4 samt Überschrift hat zu lauten:

„Mandate der Wahlkörper

§ 4. Von den Kammerratsmandaten entfallen
auf den Wahlkörper für

2. Die Anlage 2 (§ 24 Abs. 5) hat zu lauten:
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4 1 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 18. Jänner 1979
über den Aufwand für den Krankentransport
und die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen

Auf Grund des § 17 a Abs. 3 des Heeresge-
bührengesetzes, BGBl. Nr. 152/1956, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 313/1976
wird verordnet:

§ 1. Die im Durchschnitt für den Kranken-
transport eines Wehrpflichtigen mit einem heeres-
eigenen Kraftfahrzeug erwachsenden und als Auf-
wand des Bundes im Sinne des § 17 a Abs. 1 und 2
des Heeresgebührengesetzes geltenden Kosten
betragen 11 S pro Kilometer.

§ 2. Die im Durchschnitt für die Anstaltspflege
eines Wehrpflichtigen in einer heereseigenen
Sanitätseinrichtung erwachsenden und als Auf-
wand des Bundes im Sinne des § 17 a Abs. 1
und 2 des Heeresgebührengesetzes geltenden
Kosten betragen

a) für stationäre Pflege 830 S pro Tag,

b) für ambulatorische
Behandlung 300 S pro Behandlung.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. März 1979
in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung tritt die Verordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung vom 8. Feber 1977, BGBl.
Nr. 93, über den Aufwand für den Krankentrans-
port und die Anstaltspflege von Wehrpflichtigen
außer Kraft.

Rösch

4 2 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 22. Jänner 1979 über die Besor-
gung der Buchhaltungsaufgaben des Bundes-
ministeriums für Justiz und des Obersten

Gerichtshofes

Auf Grund des Art. 5 P. I des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes (VEG), BGBl. Nr. 277/1925,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen und dem Rechnungshof verordnet:

Die im Art. 5 P. II VEG angeführten Buch-
haltungsaufgaben der anweisenden Stellen Bun-
desministerium für Justiz und Oberster Gerichts-
hof sind von der Buchhaltung des Oberlandes-
gerichtes Wien zu besorgen.

Broda
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